
Gastkommentar

Mehr Gehalt statt
Kündigungsschutz – so
käme Deutschland nach
vorne
Viele scheuen den Jobwechsel, weil sie dadurch an
Sicherheit verlieren. Eine Flexibilitätsprämie könnte
das ändern, meinen die Ökonomen Benjamin
Schoefer, Markus Brunnermeier und Simon Jäger.
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Aber gerade der deutsche Kündigungsschutz hat einen Konstruktionsfehler: Er
hält Beschäftigte dort, wo sie gerade sind. Dieses Prinzip hat in einem stabilen
Umfeld mit funktionierendem Wirtschaftsmodell jahrzehntelang erfolgreich
funktioniert.

Angesichts permanenter technologischer und geopolitischer Umbrüche zählt aber
zunehmend etwas anderes: Resilienz – also die Fähigkeit, sich nach einem Schock
neu zu ordnen und gestärkt zurückzukommen. Hierbei ist ein dynamischer
Arbeitsmarkt, der es Arbeitnehmern leicht macht, zu produktiveren und
innovativeren Arbeitgebern zu wechseln, eine Voraussetzung, dass dies gelingt.

Deutsche Beschäftigte wechseln seltener den Job

Genau hier ist Deutschland schwach: Beschäftigte wechseln nur etwa halb so oft
den Arbeitgeber wie in Schweden oder der Schweiz, und viele Ökonomen sehen
darin einen zentralen Grund für das schwache
Produktivitätswachstum. Repräsentative Befragungen zeigen, dass der Schutz im
bestehenden Job der am häufigsten genannte Grund ist, warum Beschäftigte in
Deutschland nicht zu besser zahlenden Arbeitgebern wechseln.

Gleichzeitig ist es insbesondere für neue und innovative Unternehmen in
Deutschland schwer, die richtigen Arbeitskräfte zu finden. Ein Arbeitsmarkt, der
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Eine Ingenieurin arbeitet seit zwölf Jahren bei einem großen Automobilhersteller.
Jetzt bekommt sie das Angebot, zu einem innovativen Start-up zu wechseln. Die
Aufgabe reizt sie, das Produkt findet sie überzeugend und die Bedingungen gut; in
ihrem alten Job steckt sie ohnehin in einer Sackgasse.

Trotzdem zögert sie. Denn in der neuen Stelle begänne sie bei der Jobsicherheit
wieder bei null: erst die Probezeit, danach ein Kündigungsschutz, der erst über
Jahre anwächst.

Den Schutz, den sie sich erarbeitet hat, müsste sie aufgeben. So wird aus einer
sozialen Errungenschaft eine Fußfessel: Die Ingenieurin wechselt nicht zu dem
attraktiveren Job, das Start-up kann nicht wachsen.

Dabei ist der Kündigungsschutz ein Fundament der Sozialen Marktwirtschaft. Er
schützt vor willkürlicher Entlassung und gibt Menschen die Sicherheit, ein Leben
zu planen, einen Kredit aufzunehmen oder eine Familie zu gründen.
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niemanden ziehen lässt, ist nicht sicher, sondern in einer sich wandelnden Welt
am Ende schwach.

Unser Vorschlag: Beschäftigte oberhalb einer bestimmten Einkommensschwelle
sollen beim Vertragsabschluss wählen dürfen. Sie können den üblichen Vertrag
mit regulärem Kündigungsschutz nehmen, der bei unserem Vorschlag immer auf
dem Tisch liegen muss.

» Lesen Sie auch: Das große Schutzbedürfnis in Deutschland gefährdet den
Wohlstand

Oder der Arbeitgeber kann zusätzlich ein alternatives, flexibles Arbeitsverhältnis
anbieten, das beide Seiten jederzeit und ohne Angabe von Gründen beenden
können, ähnlich wie heute in der Probezeit. Im Austausch zahlt er dafür eine
Flexibilitätsprämie.

Die Höhe dieses Lohnzuschlags handeln Arbeitgeber und Beschäftigte frei aus;
festgelegt ist nur, dass er eine gewisse Untergrenze nicht unterschreiten darf. Wer
Sicherheit über alles stellt, behält sie. Wer auf den Schutz verzichtet, bekommt
also immer etwas obendrauf – nie weniger als zuvor.

Wo ein Betriebsrat existiert, können auch per Vereinbarung
Orientierungswerte ausgehandelt werden. Anstelle einer direkten Auszahlung
kann die Flexibilitätsprämie auch in einem Konto, ähnlich einer übertragbaren
Betriebsrente, angespart werden, die bei Kündigung oder Wechsel ausgezahlt
werden kann.

Ein Land, das Mut belohnt, ist resilienter

Als Einkommensschwelle bietet sich die Versicherungspflichtgrenze von rund
77.000 Euro Jahreseinkommen an, bei der Beschäftigte schon jetzt Wahlfreiheit
zwischen gesetzlicher und privater Krankenversicherung wahrnehmen. Bei der
Arbeitslosenversicherung sowie beim besonderen Kündigungsschutz, der unter
anderem während der Schwangerschaft gilt, ändert sich bei unserem Vorschlag
nichts.

Neben der Einkommensschwelle beinhaltet unser Vorschlag eine Forderung nach
mehr Lohntransparenz, wie etwa Gehaltsangaben in Stellenausschreibungen.
Sonst könnte ein Arbeitgeber das Grundgehalt absenken und den vollen Lohn nur
denjenigen anbieten, die auf ihren Schutz verzichten.

Die Flexibilitätsprämie ist ein marktwirtschaftliches Instrument, um Risiko
abzubilden, bevor es eintritt, nicht erst hinterher vor Gericht, was für beide Seiten
mit bürokratischem Aufwand, Kosten und Unsicherheit verbunden ist. Dies schafft
gerade für innovative Unternehmen mehr Planbarkeit und Flexibilität.

Verwandte Themen

Die Wirtschaft erhält so die Beweglichkeit, sich zu erneuern. Unsere Ingenieurin
stünde nicht mehr vor der Wahl zwischen der vermeintlichen Sicherheit in der
Sackgasse und dem Aufbruch ins Ungewisse.

Ein Land, das die Bereitschaft zur Neuerfindung nicht länger bestraft, sondern
Mut belohnt, übersteht die nächste Krise nicht nur, sondern wächst an ihr.

Die Autoren:
Markus Brunnermeier ist Ökonom an der Universität Princeton und Direktor des
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